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Selbständiger Antrag 

 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Verena Dunst, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend ein Maßnahmenpaket 
für die ältere Generation 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
  



Entschließung 
des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend ein 
Maßnahmenpaket für die ältere Generation 
 
In Österreich gibt es rund 2,5 Millionen Pensionsleistungsbezieher:innen. Gerade 
Pensionist:innen waren von der Teuerung stark betroffen. Laut Statistik Austria 
waren im Jahr 2023 18 Prozent der über 65-jährigen Personen von Armut oder 
Ausgrenzung betroffen. Im Jahr 2023 betrug die Armutsgefährdungsschwelle 1.572 
Euro. Somit lag beispielsweise die durchschnittliche Pension einer Frau in Österreich 
deutlich unter dieser kritischen Marke. 
Die Bundesregierung ist besonders gefordert, ein Maßnahmenpaket für die ältere 
Generation zu schnüren, aufkeimenden Tendenzen zur Verschlechterung der 
Lebenssituation dieser Bevölkerungsgruppe auch für kommende Generationen eine 
klare Absage zu erteilen sowie Altersarmut wirksam zu bekämpfen. 
 
Der Burgenländische Landtag erstattet hierzu folgende Vorschläge:  
 

• Sicherung der gesetzlichen, lebensstandarderhaltenden Pensionen und klare Absage 
an jegliche Tendenzen zur Erhöhung des Pensionsantrittsalters 

Ein gutes Pensionssystem hat die Aufgabe, den Lebensstandard auch im Alter 
zu gewährleisten. Das ist nur durch die Aufrechterhaltung öffentlicher 
Pensionssysteme, die auf dem Umlageverfahren beruhen, möglich. 
Das gesetzliche Pensionssystem ist eine solidarische Pflichtversicherung, finanziert 
nach dem Umlageverfahren, einschließlich einer Ausfallsgarantie durch staatliche 
Zuschüsse. Dieses System ist vom Kapitalmarkt unabhängig, gesetzlich 
festgeschrieben, transparent und vor allem lebensstandardsichernd. 
Durch ein langes Arbeitsleben wird dank unseres Pensionsversicherungssystems 
auch der Anspruch auf eine lebensstandardsichernde Pensionsleistung erworben. 
Der Generationenvertrag zielt darauf ab, allen Erwerbstätigen im Alter eine 
entsprechende Absicherung zu garantieren. Österreichs umlagefinanziertes 
Pensionssystem hat sich in den Krisenjahren als stabil und sicher erwiesen. 
Zudem sind gesetzliche Pensionen im Gegensatz zu Privatpensionen 
inflationsgesichert. Die Wichtigkeit dieses Aspekts zeigte die Rekordinflation der 
letzten Jahre. 
Die Nachbesserung mittels einer sogenannten „Schutzklausel“ im Pensionskonto, 
um Menschen, bei Pensionsantritt 2024 und 2025 vor einem realen Pensionsverlust 
zu bewahren, wurde aufgrund des Drucks der Arbeitnehmer:innenvertretung 
umgesetzt, jedoch nicht per se für Korridorpensionist:innen. Diese haben nur unter 
gewissen Umständen Anspruch auf diese „Schutzklausel“. Dies ist jedoch nicht 
sachlich gerechtfertigt und auch hier muss die Bundesregierung nachbessern!  
 
Pensionen der Zukunft können immer nur aus der Wirtschaftsleistung der Zukunft 
bestritten werden. Zukünftige Pensionen werden also nicht sicherer, wenn wir heute 
Pensionen kürzen. Daher ist es auch gerecht, mit 45 tatsächlich geleisteten 
Arbeitsjahren eine abschlagsfreie Pension zu erhalten. Wer 45 Jahre in das 



Pensionssystem eingezahlt hat, hat sich damit eine Versicherungsleistung erarbeitet, 
die ungekürzt zur Auszahlung gelangen muss. Von diesen 45 Arbeitsjahren sollen 
weiterhin 5 Jahre durch Kindererziehung und bis zu ein Jahr durch Bundesheer oder 
Zivildienst angerechnet werden können. 
 
Die konservativen und neoliberalen Stimmen nach einer Erhöhung des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalter werden immer lauter. ÖVP-Finanzminister Brunner schwärmte 
nach seiner Dänemark-Reise davon, dass dort das Pensionsantrittsalter auf 67 
angehoben wurde. Auch Christoph Neumayer, Generalsekretär der 
Industriellenvereinigung, setzt sich für eine Erhöhung des Pensionsantrittsalters ein. 
IHS-Chef Holger Bonin sprach sich in der ORF-Pressestunde ebenfalls für die 
Anhebung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters auf 67 Jahre aus. Solche Stimmen 
müssen frühzeitig entkräftet werden. Nach einem langen Arbeitsleben verdienen die 
Menschen das Recht auf eine verdiente und abgesicherte Pension, ohne dabei 
gezwungen zu werden, länger zu arbeiten.  
Zudem sind die Arbeitsbedingungen in einigen Branchen ohnehin 
gesundheitsbelastend, wenn hier beispielsweise am Bau, in der Industrie oder in der 
Pflege gearbeitet wird. Die meisten Menschen schaffen es in Folge nicht, bis zum 65. 
Lebensjahr, geschweige denn bis zum 67. Lebensjahr zu arbeiten. 
 

• Anpassung der Gehalts- und Pensionsschere  
Die Pensionsunterschiede zwischen Männern und Frauen sind nach wie vor 

erheblich. Im Jahr 2023 betrug die durchschnittliche Pension einer Frau in Österreich 
1.310,74 Euro, währenddessen sich die durchschnittliche Pension eines Mannes in 
Österreich auf 1.856,08 Euro belief. Ein zentraler Grund dafür ist, dass Frauen 
häufiger in Teilzeit arbeiten, insbesondere während Phasen der Kindererziehung 
oder Betreuung von Angehörigen. Diese geringeren Arbeitszeiten führen zu deutlich 
niedrigeren Pensionsansprüchen. Um diese Schere zu schließen, muss die 
Information über die Auswirkungen von Teilzeitarbeit verbessert und der 
Wiedereinstieg von Frauen in den Beruf gefördert werden. Zudem sind ein 
flächendeckender Ausbau der Kinderbetreuung und die Entlastung betreuender 
Angehöriger – wie es auch der Seniorenrat fordert – essenziell. Auch die höhere 
Bewertung von Kindererziehungs- und Pflegezeiten ist eine geeignete Maßnahme, 
um Frauenpensionen anzugleichen. 
Ziel muss sein, zu verhindern, dass Frauen im Alter finanziell benachteiligt und 
häufiger von Altersarmut betroffen sind. 
 

• Stopp des Pensionsraubs durch Abschaffung der Aliquotierung der ersten 
Pensionsanpassung nach Pensionsantritt 

Durch die gesetzliche Aliquotierung der Pensionsanpassung erhalten 
Beschäftigte, die nicht mit Jänner sondern später im Jahresverlauf in Pension gehen, 
im Folgejahr nur eine anteilige oder gar keine Anpassung ihrer Pension an die 
Teuerung. Das hat gravierende Folgen: Beschäftigte, die erst in der zweiten 
Jahreshälfte ihre Pension antreten, erleiden dadurch eine lebenslange Einbuße. Zwar 
hat Ende März 2023 die Bundesregierung nach Forderungen von ÖGB und AK die 



ungerechte Aliquotierung der Pensionsanpassung ausgesetzt, jedoch bloß befristet 
für zwei Jahre. Folglich kommt nach derzeitiger Rechtslage die Aliquotierung für 
Beschäftigte, die 2026 oder später in Pension gehen, weiterhin zu tragen. Die 
gesetzliche Aliquotierung der ersten Pensionsanpassung ist unfair und soll gänzlich 
abgeschafft werden. Auch der Österreichische Seniorenrat unterstreicht diese 
Forderung.  
 

• Altersdiskriminierung durch Digitalisierung 
Die fortschreitende Digitalisierung führt dazu, dass eine erhebliche Anzahl 

von Menschen, insbesondere ältere Personen, zunehmend benachteiligt wird. Etwa 
25% der älteren Bevölkerung in Österreich fühlen sich bei der Nutzung digitaler 
Technologien unsicher. Diese Unsicherheit zwingt viele, analoge Dienstleistungen 
wie den Kauf von Tickets am Schalter oder das Einreichen von Anträgen in 
Papierform zu nutzen. Diese analogen Prozesse sind oft teurer als ihre digitalen 
Alternativen und belasten damit besonders jene, die digitale Angebote nicht nutzen 
können oder wollen. Um dieser Ungerechtigkeit entgegenzuwirken, müssen 
Preisaufschläge für analoge Dienstleistungen abgeschafft und analoge Alternativen 
für alle staatlichen Leistungen gesetzlich festgeschrieben werden. Es muss 
gewährleistet sein, dass niemand aufgrund fehlender digitaler Fähigkeiten oder eines 
fehlenden Internetzuganges benachteiligt wird. Das Recht auf gleiche Teilhabe muss 
auch im digitalen Zeitalter sichergestellt bleiben. 
 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge im Rahmen eines Maßnahmenpaketes für die ältere 
Generation 

• eine Garantie abgeben, dass das gesetzliche Pensionsantrittsalter nicht erhöht 
wird; 

• das bewährte System der gesetzlichen, lebensstandarderhaltenden Pensionen 
auch für künftige Generationen sicherstellen; 

• wirksame Maßnahmen zur Anhebung von Frauenpensionen umsetzen; 

• den Pensionsraub in Form der Aliquotierung der ersten Pensionsanpassung 
nach Pensionsantritt auch nach 2026 abschaffen; 

o die Schutzklausel für Pensionsantritte soll auch bei Antritt der 

Korridorpension implementiert werden 

• die abschlagsfreie Pension bei besonders langen Beitragszeiten (45 
Arbeitsjahre) wieder einführen; 

o Zeiten der Kindererziehung, des Bundesheeres oder Zivildienstes 

sollen hierbei volle Anrechnung finden. 

• bundesweit und einheitlich die Möglichkeit einer analogen Abwicklung von 
Anträgen bzw. Inanspruchnahme von Dienstleistungen gewährleisten und ein 
gesetzliches Verbot von Preisaufschlägen verankern. 


